Mein Scheiden vom BSW, ein Scheitern auch für mich.				2.7.2021
Am 30.6.2026 bin ich, Gründungsmitglied seit dem 8.1.2024, aus dem BSW ausgetreten.
Zwingender Anlass war der Brief der Parteiführung an die AfD, datiert auf den 26.6. der mir am 29.6.2026 bekannt wurde. 
Zunächst zu diesem Brief, dann mehr zum BSW und schließlich etwas zu mir.
Die Botschaft des Schreibens an die AfD verstehe ich so: Es gibt zwar gravierende inhaltliche Differenzen, aber im Grunde will das BSW mit der AfD kooperieren, sucht gemeinsame Wahlkampfauftritte, hat dasselbe Ziel: Kanzler Merz muss weg. Der Brief stellt Gemeinsamkeiten mit der AfD heraus und benennt Differenzen. Er ist um eine solidarisch-kritische Auseinandersetzung bemüht. 
Ist er eine „Herausforderung zum Kampf, nicht zum Kuscheln“, wie es manche im BSW verständlicherweise jetzt zu deuten versuchen? Dann hätte man schwerlich mit dem anerkennenden Satz begonnen „Die AfD ist im Aufwind“ . Dann würde es nicht weitergehen mit „Zwischen unseren Parteien gibt es wesentliche Unterschiede. Doch…“ Und es würde nicht ausklingen mit „… mit wechselnden Mehrheiten regieren unter Einbindung der AfD.“ Und: Was für ein Format wird denn für diese „Streitgespräche“ vorgeschlagen? Heißt es am Anfang noch recht unschuldig: „.. eine kontroverse Debatte auf einem großen Marktplatz im Osten der Republik…“, steht am Ende: „Wir schlagen Ihnen daher vor, unsere Wahlkampfbühnen für diese Veranstaltungen zur Verfügung zu stellen…“ Es geht also um gemeinsame Wahlkampfauftritte.
Was ist das Wesen solcher Wahlkampfauftritte auf den großen Marktplätzen? Natürlich der Kampf gegen den politischen Gegner, die Mobilisierung auf den letzten Metern zu Urne. Es geht um Gemeinsamkeit, Siegeshoffnung, viel rauschenden Applaus, man macht sich selbst und gegenseitig Mut. Und in einem solchen Ambiente soll eine scharfe, kontroverse, zugespitzte Debatte gegen die AfD geführt werden, eine Partei, die man nach der Wahl ausdrücklich in ein System wechselnder Mehrheiten einbinden will?

Offensichtlich geht es hier um etwas ganz anderes. Es findet eine strategische Aufstellung des BSW als „kleiner, wenngleich durchaus kritischer“ Partner der AfD statt, eine Rolle, wie sie jahrzehntelang die FDP gegenüber CDU(CSU einnahm. Das ist nicht die Partei, für die ich mich  engagiert habe. Für mich kam nach Lektüre des Briefs und einer Nacht Schlafen nur der sofortige Austritt in Frage.

Wenn noch Zweifel daran bestanden haben könnten, wohin der Hase läuft („nimm doch den Text nicht so ernst, das war zugegebenermaßen eine verkorkste Arbeit, aber gemeint war doch „Herausforderung zum Duell““ – wogegen ich übrigens keiner Einwände gehabt hätte! -), werden diese durch den „rechtfertigenden“ Newsletter des BSW vom 1.7.2026 ausgeräumt. Darin heißt es ausdrücklich: „Diese überparteilichen Ministerpräsidenten sollten Regierungen bilden, die mit wechselnden Mehrheiten regieren, selbstverständlich auch unter Einbeziehung der AfD. Wer glaubt, eine Partei, die von rund 40 Prozent der Wähler gewählt wird, könne man stoisch weiter ausgrenzen, hat offenkundig nicht verstanden, was Demokratie bedeutet.“ 

Das BSW sieht also eine Einbeziehung des AfD in Regierungen als „selbstverständlich“ an, wenn es denn einen „überparteilichen“ Ministerpräsidenten gäbe (wer auch immer das sein und wer auch immer ihn denn im Landtag wählen soll). Und der Schlusssatz hat es wirklich in sich:
Im Jahre 1969 warfen SPD und FDP, zusammen 48,5% der Stimmen, die CDU/CSU, 47,6% der Stimmen, aus der Regierung und regierten gegen sie, statt sie „selbstverständlich auch einzubeziehen.“ Hatten sie „nicht verstanden, was Demokratie bedeutet“?? 
Demokratie bedeutet: Regierung der Mehrheit unter Respektierung der Rechte der Minderheit, und Möglichkeit des Machtwechsels durch Wahlen. Dazu gehört auch, schrecklich Dinge, die eine Minderheit vertritt, konsequent abzulehnen und zu bekämpfen. Und das ist der Fall der AfD. Dass der herrschenden Parteienkaste das nicht gelingt, dass stattdessen die AfD trotz allen Irrsinns, den sie predigt, immer stärker wird, hat dramatische Gründe (u.a. Brandmauer, Trägheit und vor allem der Krieg), und deswegen gab (und gibt) es eine gewaltige Lücke im Parteienspektrum. Ich bin dem BSW beigetreten in der Erwartung, dass BSW diese Chance wahrnimmt, um die AfD zu bekämpfen, nicht um mit ihr zu kooperieren und sie an die Regierung zu bringen.
Nun – hier nur kurz - zum BSW. Ich habe von Januar 2024 bis Dezember 2025 dem Parteivorstand angehört. Ich habe an 29 der 30 Sitzungen teilgenommen, mich in 28 zu Wort gemeldet, eine größere Zahl von Anträgen und formellen und informellen Initiativen beigesteuert, sowie von Juni 2024 bis zum Abschlussbericht Ende September 2024 den Expertenrat „Klimaschutz und Energie“ geleitet. Meine Strukturerfahrung mit dem BSW lautet kurz zusammengefasst:

Das BSW ist nur formal demokratisch organisiert. Sein Kern ist eine Sekte, ein Geheimbund, eine informelle Struktur, in der alle inhaltlichen und organisatorischen Entscheidungen getroffen werden. Wer diese Entscheidungen vorbereitet und trifft, ja selbst wer die vorgelegten Texte entwirft, bleibt in aller Regel geheim. 
Diese Sekte hält sich als äußeren Umhang eine Partei nach Parteiengesetz, die recht sorgfältig nach den rechtlichen Vorgaben agiert, aber auf die Politik des BSW keinen Einfluss hat. Man kann es in etwa vergleichen mit der Rolle der Volkskammer in der DDR, wo die Gesetze rechtsförmig beschlossen wurden, die die SED zuvor intern erarbeitet hatte. Entsprechend wurden dem Parteivorstand regelmäßig fertige Papiere vorgelegt in der Erwartung protokollgerechter Lobreden (gab es reichlich) und einstimmiger Billigung. Kleiner Unterschied: Es gab dann im Parteivorstand einzelne Mitglieder, die versuchten, ihre Funktion in dem Gremium, das laut Satzung „die Partei führt“, aktiver wahrzunehmen. Das führte zu Spannungen und Leidensdruck, und in Einzelfällen auch zu kleineren Anpassungen, nie aber zu einer Veränderung von Struktur und Arbeitsweise. 
Solange das BSW nicht zulässt, dass die gewählten Gremien auch die tatsächlichen Träger von Debatte und Entscheidung werden, sondern die Macht der Sektenstrukturen dahinter weiter zementiert, bleibt die Sache hoffnungs- und das Projekt chancenlos (so in etwa auch die Wortmeldungen der „Manifest-Gruppe“).

Der AfD-Brief ist ein gutes Beispiel für diese nicht demokratische, sondern sektiererische Arbeitsweise. Der Brief datiert auf den 26.6. Das war der Freitag vor dem „Bund-Länder-Treffen“ des BSW am 27./28.6.2026 in Berlin, eingeladen der gesamte Vorstand, die Landesvorsitzenden und Fraktionsvorsitzenden der Länder, die Mitglieder des Europäischen Parlaments. Direkt nach Ende solcher Treffen findet normalerweise eine Vorstandssitzung statt, also vermutlich am Mittag des 28.6. (Termine und Inhalte der Vorstandssitzungen sind beim BSW bemerkenswerterweise strikt nichtöffentlich). Auf dem Bund-Länder-Treffen gab es keinerlei Information über den fertigen AfD-Brief. Ob er dann dem Vorstand vorgelegt wurde? Wenn, dann als Tischvorlage, denn, dass die 26 Mitglieder des Vorstands sämtlich eine ihnen bekannte Vorlage solch offensichtlicher Bedeutung den Landesvorsitzenden gegenüber geheimgehalten hätten, erscheint wenig plausibel. Also das übliche: Wenn Vorlage, dann fertig & kurzfristig auf den Tisch, in der Erwartung der schlichten Billigung. Vorstand, wenn überhaupt beteiligt, als Ort formal korrekter Absegnung. Es ist offensichtlich, dass eine solche Arbeitsweise für die Qualität der Arbeit der Partei fatale Folgen haben muss (und hat, wie auch in diesem Fall), denn wer sich gegen Debatten derart abschirmt, wird nicht klüger und schon garnicht besser.
Schließlich zu mir.
Aus drei Gründen bin ich dem BSW beigetreten.
1. Ich lehnte den Krieg gegen Russland ab. Annalena Baerbocks Ziel „Wir werden die russische Wirtschaft ruinieren“ ist nicht mein Ziel, und dass der Krieg nicht 2022, sondern 2014 begann, habe ich nicht vergessen. Die Friedens – Diplomatie- Dialogpartei BSW wurde dringendst gebraucht (und wird es tragischerweise heute mehr denn je). In diesem Bereich gibt es ja auch aus dem BSW heraus eine Menge Aktivitäten, gerade dezentral. In der inhaltlichen Ausfüllung dieses Anspruchs auf Bundesebene wäre durchaus noch einige Luft nach oben.
2. Ich hoffte auf Innovationsimpulse quer durch die Politikfelder („Vernunft“) und wollte mich besonders in „meinem“ Bereich Klimaschutz/Energiepolitik/Umweltschutz einbringen. Das Gründungsmanifest des BSW bot dazu gute Ansätze, manche Dinge, insbesondere gleich im Europawahlprogramm, waren eher problematisch, aber es gab ja die Einladung von Sahra Wagenknecht: Wir wollen diskutieren, zuhören, uns beraten lassen, dafür gründen wir z.B. Expertenräte. 

Mit diesem Profil bewarb ich mich für den Parteivorstand, bekam einen Vorstandsauftrag für den Expertenrat, und wir lieferten ein m.E. ziemlich gutes Ergebnis ab – dass dann völlig überraschend einem Geheimhaltungsbeschluss unterworfen wurde (und über das der Vorstand nie beriet). Mit der Folge, dass BSW in die damals hochaktuellen, wahlkampfprägenden Energiedebatten praktisch nicht eingriff - fatal. 

Bei der Beratung des Bundestagswahlprogramms konnte ich - mit Hilfe von S.W. - noch eine Beteiligung durchsetzen, doch wurde alles, was wir im Expertenrat (und, garnicht schlecht, in der Bundestagsgruppe) erarbeitet hatten, in einer finalen, abgeschotteten Überarbeitungsrunde komplett weggefegt und durch Texte von gruseligem Dilettantismus ersetzt. In einem Manöver des letzten Augenblicks konnte ich dann noch Korrekturen erreichen, aber der Schaden war durch die Veröffentlichung des unterirdischen Programmentwurfs angerichtet. Die korrigierte, vom Parteitag beschlossenen Fassung des Wahlprogramms spielte in der Folge keine (keine!) Rolle mehr, das Wahlprogramm wurde nicht einmal gedruckt. 

Seitdem kommt BSW in diesem Feld über bescheidenste populistische Anmerkungen eigentlich nie hinaus. Ich kann meinen Programmentwicklungsversuch also nur als gescheitert beschreiben.
3. Ich wollte unter Nutzung meiner opulenten Politikerfahrung – 4 Jahre FDP, allerlei linksradikale Gruppen, u.a. im Umfeld des KBW, fast 41 Jahre Grüne in diversesten Funktionen (u.a. Wahlkreiskandidat, Kreisverbands-, Ratsfraktionssprecher, zweimal Mitarbeiter der Bundestagsfraktion) und fast 20 Jahre Bundesumweltministerium - beratend zum Erfolg des Projekts BSW beitragen. 
Beurteilung im Rückblick: „Er hat sich immer bemüht“. Ich habe es schlicht nicht geschafft. Die persönliche Gesprächsfäden, die ich anfangs zu Amira, zu Friederike, zu Shervin, in die Bundestagsgruppe hinein zu Klaus Ernst und zu mehreren Mitarbeitern zu entwickeln versuchte, dünnten schon im Sommer 2024 aus, verarmten ins formale, endeten mit  Nichtreagieren/Nichtrückrufen oder wie im Fall Klaus Ernst mit offenem Eklat (nach einem mobbingartigen Anruf gegen Ende der Expertenratsarbeit dachte ich erstmals über Rückzug aus der Bundes- Parteiarbeit nach). Ich fand dagegen keine Strategie. 

Meine „formal-demokratische“ Aktivität im Parteivorstand setzte ich hartnäckig fort, aber zunehmend in der Rolle der Kassandra. M.E. habe ich mit meinen Kritikpunkten und meinen besorgten Prognosen durchweg Recht behalten. Aber es gelang mir nie, in die tatsächlichen Entscheidungsprozesse menschlich und sachlich vorzudringen. Meine „beratende“ Tätigkeit wurde von der Parteiführung zunehmend als Belastung empfunden (ein Präsidiumsmitglied in der Vorstandssitzung: „Ich frage mich manchmal, ob Du das nur machst, um mich zu quälen!“ ; ich war nicht nur entsetzt, sondern auch enttäuscht, denn gerade diesem Präsidiumsmitglied hatte ich einmal besonders zuzuarbeiten gehofft). 

Mein bitteres Resumé (von dem ich Sahra Wagenknecht ausdrücklich ausnehmen möchte, meine Zusammenarbeitsberührungen mit ihr waren immer präzise, höflich, konstruktiv): 
Sie wollen nicht beraten werden. Sie wollen nicht unterstützt werden. Sie wollen schon garnicht inhaltlich diskutieren. Sondern sie wollen die Sachen, die ihnen historisch vertraut erscheinen oder die sie sich gerade in ihrem inneren Zirkel ausgedacht haben, kämpferisch durchziehen. Und sie suchen lediglich Leute, die in „Gremienarbeit“ die Formalien des Parteigesetzes absichern, die spenden und die Plakate kleben. Und ich habe es, bei aller politischen Hintergrunderfahrung, nicht geschafft, diese Struktur zu verändern.
Durch die jüngsten inhaltlichen Positionierungen des BSW macht eine Fortsetzung dieser Anstrengungen auch keinen Sinn mehr. Das tragische ist: Keine andere Partei ist in Sicht, die die Lücke, die das Versagen des BSW reißt, ausfüllen könnte. „Quo vadis“, das ist heute eine schwierige Frage.
	
